
Nachschlagewerk: ja

s

BGHZ: ia

BGB §§ 63h, 638 Abs. 1; AVB f. Haftpflichtvers. § 4 X Nr. 6
Ab s. 6 ; v...

a) Sind Schadensersatzansprüche Iwegen mit dem Werkmangel 
eng zusammenhängender Folgeschäden nach den zum Werk-
'vertragsrecht entwickelten Grundsätzen als Schadenser­
satzansprüche im Sinne von § 635 BGB anzusehen, so be­
deutet dies nicht, daß der Werkunternehmer gegenüber 
solchen Ansprüchen keinen Haftpflichtversicherungs­
schutz genießt.

b) Wird ein Statiker wegen eines Berechnungsfehlers von 
seinem Auftraggeber auf Ersatz des Schadens in Anspruch 
genommen, der diesem dadurch entstanden ist, daß eri !
seinem Besteller gegenüber Mehrleistungen hat erbrin­
gen müssen, so besteht für den Statiker Haftpflicht­
versicherungsschutz.

BGH, Urt.v. 13.' Mai 1981 - IV a !ZR 96/80 OLG Celle
LG Hannover
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 13. Mai 1981 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Rottmüller, 
Dr. Schmidt-Kessel,-Rassow und Dr. Zopfs

i • ’
1 I.für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 8. iZivilsenats des Oberlandesgerichts 

■ Celle vom 18. Mai 1979 wird zurückgewiesen.
i

Die Beklagte trägt die Kosten der Revision.

Von Rechts wegen

Tatbestand:
l

I _
Der Kläger betreibt ein Ingenieurbüro für Baustatik.

Er ist mit1diesem Unternehmen bei der Beklagten haftpflicht 
versichert. De,m Versicherungsvertrag liegen die Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHR) und die Besonderen Bedingungen und Erläuterungen der 
Beklagten (BBE) zugrunde. Dep Kläger begehrt von der Beklag 
ten Versicherungsschutz wegen eines Schadens, der Infolge 

1 eines ihm bei einer Massen- und Konstruktionsberechnung un­
terlaufenen Fehlers entstanden ist und für den er in An­
spruch genommen wird.
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für ein Fahrzeugschutzdach mit Asbestzementplatten auf dem

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

'S

Flugplatz Ci beabsichtigte die Baufirma
ItH> mit einem Nebenangebot an der Ausschreibung teil­
zunehmen. In dem Nebenangebot sollte eine Eindeckung des 
Daches mit Stahlprofilblechen vorgeschlagen werden. Wie 
bereits zuvor bei Nebenangeboten für verschiedene andere 
Bauvorhaben beauftragte die Firma l ü H  den Kläger, durch 
eine Vorstatik die zur Kalkulation notwendige Gewichtser­
mittlung vorzunehmen. Aufgrund der von dem Kläger einge­
reichten Unterlagen kalkulierte die IMp, die Kosten für 
das Schutzdach und reichte ein Festpreisangebot ein» Bei 
der ersten Besprechung im Staatshochbauamt über technische 
Fragen wurde festgestellt, daß die geplante Dachkonstruk­
tion nicht der geforderten Schneebelastung genügte. Das 
Staatshochbauamt forderte die I M P  auf, kurzfristig zu er­
klären, ob sie ihr Festpreisangebot aufrechterhalte. Dar­
aufhin beauftragte die l f m  den Kläger, eine Nachberech­
nung vorzunehmen. Der Kläger fertigte sodann einen neuen 
Massenplan.Aus der von Ihm überreichten Stückliste ergab 
sich ein Stahlgewicht von ca. 173 t. Daraufhin bestätigte 
die I<— i dem Staatshochbauamt das Festpreisangebot und er­
hielt den Zuschlag. Bei der endgültigen Durcharbeitung der 
Konstruktion stellte sich heraus, daß die von dem Kläger 
durchgeführten Berechnungen fehlerhaft waren und daher 
80,2 t Stahl mehr benötigt wurden, als der Kläger berech­
net und die II  ihrem Festpreisangebot zugrunde gelegt 
hatte. Die ItfB kündigte daher dem Kläger Schadensersatz­
ansprüche wegen der Verluste an, die ihr durch über das 
Festpreisangebot hinausgehende Leistungen entstanden seien 
Sie bezifferte unter Vorbehalt einer Nachbelastung den 
Schaden auf insgesamt 93.123,89 DM.



Die Beklagte hat die Gewährung von Versicherungs­
schutz abgelehnt. Sie hat sich darauf berufen, daß die von 
der i erhobenen Schadensersatzansprüche nicht Gegen­
stand der Haftpflichtversicherung seien (§ 4 I Nr. 6 Abs.
3 AHB; BBE 3 I Nr. 4 Abs. l). Sie beträfen einen Erfül­
lungsschaden, der in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Werk des Klägers stehe.i

Das Iiandgericht hat die Klage mit dieser Begründung 
abgewiesen. Hiergegen hat der Kläger Berufung eingelegt.
In der Berufungsinstanz hat der Beklagte noch zusätzlich 
ausgeführt, der Kläger habe auch das richtige Festpreis­
angebot mit auszuarbeiten gehabt und außerdem an einer 
1 technischen Besprechung bei dem Staatshochbauamt teilge- 

i nommen. Die Itjlp und der Kläger hätten sich in Arbeitsge­
meinschaft um den Auftrag bemüht und bei der Durchführung 
eine solche Arbeitsgemeinschaft abgeschlossen. Ansprüche 
der Partner der Arbeitsgemeinschaft untereinander sowie 
Ansprüche der Arbeitsgemeinschaft gegen die Partner und 
umgekehrt seien vom Versicherungsschutz ausgeschlossen 
(BBE 4 Nr. 3).

■ v 1
Demgegenüber bestreitet der Kläger, sich mit der Itag

i ,zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen zu haben 
und mit der Berechnung des Angebotspreises befaßt gewesen 
zu sein.

Das Berufungsgericht hat die Verpflichtung der Be- 
'klagten zur Gewährung von Versicherungsschutz festgestellt.

1 Hiergegen wendet sich die Beklagte mit ihrer Revision, mit 
der sie die Wiederherstellung des landgerichtlichen Urteils 
begehrt. Der Kläger beantragt die Zurückweisung des 
Rechtsmittels.
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Ent s c h e 1 du n g s grü n d e:

Die Revision bleibt ohne Erfolg.

Der Kläger begehrt Versicherungsschutz, weil er als 
Statiker eine, falsche Massenberechnung geliefert hat, die 
zum Ergebnis .hatte, daß die I M )  bei der Durchführung des 
Auftrages Verluste erlitt, da sie mehr Stahl benötigte, als 
in ihrem aufgrund der Berechnung des Klägers ausgearbeite­
ten und auch angenommenen Festpreisangebot vorgesehen war. 
Das Berufungsgericht.hat ausgeführt, der Schaden sei erst 
durch weitere, außerhalb der vertraglichen Beziehungen 
zwischen dem Kläger und der IflB eingetretene Ereignisse 
entstanden, nämlich durch den Vertragsabschluß zu einem 
ungünstigen Festpreis. Außerdem könne die Rechtsprechung 
zu §j635 BGB nicht für die Frage der Verpflichtung zur Ge­
währung von Versicherungsschutz herangezogen werden.

Die Revision meint demgegenüber, in Anbetracht der 
Rechtsprechung des VII. Zivilsenats des Bundesgerichtsho­
fes sei davon auszugehen, daß der Kläger Versicherungs­
schutz für ein Erfüllungssurrogat verlange, für das nach 
§ 4 I Nr. 6 Abs. 3 AKB kein Anspruch auf Versicherungs­
schutz bestehe. Dem kann nicht gefolgt werden.

I

Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat zwar 
Ansprüche aus Fehlberechnungen des Statikers, um die es 
hier geht, als Schadensersatzansprüche wegen Nichterfül­
lung i.S. von § 635 BGB angesehen (BGHZ 58, 85, 89; bestä' 
tigt durch Urteil vom 23. März 1979 - VII ZR 133/73 = NJW 
1979', 1651), weil der Folgeschaden mit1 dem Werkmangel 
zusammenhing. Daraus kann die Revision jedoch nichts für

"eng"



sich herleiteh. Die erwähnte Rechtsprechung des VII. Zi­
vilsenats des Bundesgerichtshofes beruht auf der Erwä­
gung, daß im Interesse einer zweckgerechten Anwendung 
der sechsmonatigen Verjährungsfrist des § 638 Abs. 1 BGB 
gewisse Mangelfolgeschäden in die Gewährleistungshaftung 
nach § 635 BGB einbezogen werden müssen (vgl. das bereits 
erwähnte Urteil in NJW 1979, 1651)- Diese Erwägung kann 
jedoch im Deckungsprozeß des Versicherten gegen den Ver­
sicherer nicht durchgreifen. Denn es ist sowohl vom Stand­
punkt des Versicherers als auch von dem des Versicherten 
etwas durchaus anderes, ob der geltend gemachte Schadens­
ersatzanspruch der kurzen Verjährungsfrist des' § 638 iAbs.
1 BGB unterliegt oder nach § 4 I Nr. 6 Abs. 3 AHB von dem 
Versicherungsschutz ausgeschlossen ist. Nach versiche­
rungsrechtlichen Gesichtspunkten, auf die es hier ankommt, 
soll der Versicherte gegen Schäden geschützt werden, die 
infolge seines Verhaltens eingetreten sind und für die er 
auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird (vgl. § 1 AHB) 
Dieser Versicherungsschutz wäre weitgehend wertlos, wenn 
mit dem Werkmangel eng zusammenhängende Folgeschäden, die 
sich erst bei der Verwertung oder Durchführung des fehler­
haften Werkes durch den Besteller ergeben, von dem Versi­
cherungsschutz ausgeschlossen wären. Denn der Schutz gegen 
die naheliegenden Folgeschäden, wie sie infolge von Be­
rechnungsfehlern der vorliegenden Art später eintreten kön­
nen, ist der überwiegende Grund für den Abschluß des Ver- 
sicherungs\rertrages. Es geht daher nicht an, für die über 
das Erfüllungsinteresse hinausgehenden Ansprüche auf Scha­
densersatz den Versicherungsschutz dahin einzuschränken, 
daß Folgeschäden nicht zu decken sind, mögen sie auch mehr

i
oder weniger zwangsläufig seih. § k I Nr. 6 Abs. 3 AHB, der 
die Erfüllung von Verträgen und die an die Stelle der Erfül



lungsleistung tretende Ersatzleistung vom Versicherungs­
schutz ausschließt, kann daher bei Folgeschäden der hier 
vorliegenden Art, in denen nicht die Erfüllung des Vertra­
ges oder eine für die Nichterfüllung geschuldete Ersatz­
leistung begehrt wird, keine Anwendung finden. Dies ent­
spricht auch der in der versicherungsrechtlichen Litera­
tur vertretenen Ansicht, daß § 4 I Nr. 6 Abs. 3 AHB nicht 
alle Schadensersatzansprüche wegen Nichterfüllung aus­
schließt, sondern nur solche, die den Schaden am Leistungs­
gegenstand selbst betreffen (vgl. Bruck/Möller/Johannsen 
VVG 8. Aufl. Bd. IV Anm. G 259 m.w.N.). Zu einer anderen 
Betrachtung besteht auch schon deshalb kein Anlaß, weil 
der Versicherer durch die erwähnte Rechtsprechung des VII. 
Zivilsenats in der Lage ist, viele Ansprüche wegen mit dem 
Werkmangei eng zusammenhängender Folgeschäden mit dem Ver- 
jährungseinwand erfolgreich abzuwehren. Es besteht daher 
kein Grund dazu, auch in Fällen, in denen dieser Einwand 
nicht durchgreift und in denen es sich gerade um Folgen 
handelt, für die die Versicherung abgeschlossen wurde, die 
Deckungspflicht des Versicherers mit der Begründung zu 
verneinen, es werde ein Erfüllungssurrogat geltend gemacht. 
Etwas Gegenteiliges kann entgegen der Ansicht der Revision 
auch nicht aus den Entscheidungen des 13̂ . Zivilsenats des 
Bundesgerichtshofes vom 26. Januar 1961 - II ZR 218/58 -  

VersR 1961, 265 und des früheren IV. Zivilsenats des Bun­
desgerichtshofs vom 9. April 1975 - IV ZR 4/74 = VersR 1975» 
557 = NJW 1975, 1278 entnommen werden. Die erstgenannte 
Entscheidung, bei der es um die Ersatzpflicht eines Archi­
tekten wegen Fehlplanung des Gefälles von 1 Abflußleitungen 
ging, besagt lediglich, daß Schäden am unmittelbaren Lei­
stungsgegenstand, die hier nicht geltend gemacht werden, 
nicht gedeckt sind. Die letztgenannte Entscheidung, bei der



es sich um einen Schaden handelte, der entstanden war, 
weil ein Dach bei Eintritt eines Gewitterregens vertrags­
widrig noch nicht gedeckt war, spricht ebenfalls aus, daß 
diejenigen vertraglichen Schadensersatzansprüche vom Ver­
sicherungsschutz ausgeschlossen sind, durch die ein unmit­
telbares Interesse am Leistungsgegenstand geltend gemacht 
wird. In ihr ist jedoch bereits ausgeführt, es erscheine 
nicht unbedenklich, die werkvertragliche Rechtsprechung 
über die Einbeziehung nächster Folgeschäden in die Rege­
lung des § 635 BGB für die Frage des Versicherungsschut­
zes nach § 4 I Nr. 6 Abs. 3 AHB ohne weiteres heranzuzie­
hen, weil es sich um eine andere Interessenlage handele. 
Letztlich wurde in der Entscheidung die Frage der von 
der Revision .geforderten "Kongruenz" zwischen § 635 BGB 
und § 4 I Nr. '6 Abs. 3 AHB hinsichtlich der Ersatzan­
sprüche wegen "gewisser nächster Folgeschäden" jedoch 
offengelassen, weil der Ersatzanspruch auf Verzug beruh­
te und nicht aus § 635 BGB folgte (VersR 1975, 558 letz­
ter Absatz). Demgegenüber ist in dem Urteil des früheren 
IV. Zivilsenats des Bundesgerichtshofes vom 7. Dezember 
1977 - IV ZR 150/76 = VersR 1978, 219, bei dem es um 
Mängel bei der Bauausführung ging, bereits ausgeführt, 
der Versicherer wäre deckungspflichtig gewesen, wenn es 
sich lediglich um eine fehlerhafte Architektenleistung ge­
handelt hätte.

11

Entgegen der Ansicht der Revision wird § 4 I Nr. 6 
Abs. 3 AHB durch diese Auslegung nicht bedeutungslos. Die 
Bestimmung wäre z.B. dann anzuwenden, wenn die Fehlberech­
nung rechtzeitig bemerkt worden wäre und der Kläger Versi­
cherungsschutz für die Kosten einer von ihm durchgeführten 
neuen Berechnung fordern würde, oder dafür, daß die IÜMP

I :
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die neue Berechnung durch einen anderen Statiker hätte 
durchführen lassen und von ihm die Kosten hierfür ge­
fordert hätte. Ein solcher Fall liegt hier jedoch nicht 
vor. I i '

Der Revision kann auch nicht darin gefolgt werden, 
daß sich die Leistungsfreiheit der Beklagten daraus erge­
be, daß der Kläger hier eine ,fVorbemessung,f durchzufüh­
ren gehabt habe. Die Revision will den Begriff der Vorbe­
messung dahin auslegen, daß der Kläger der Sache nach zur 
Lieferung eines Voranschlags oder Kostenanschlags ver­
pflichtet gewesen sei. Nach ihrem eigenen Vorbringen hat­
te der Kläger jedoch nicht die Kalkulation zu erstellen, 
sondern nur Grundlagen hierfür zu liefern. Wie das Beru­
fungsgericht rechtsfehlerfrei ausgeführt hat, bedeutete 
das, daß der Kläger eine Vorstatik und einen Massenplan 
zu liefern hatte, aufgrund deren die I f B  ihre eigene 
Kalkulation erstellte. Entgegen der Ansicht der Revision 
kann daher auch der Haftungsausschluß nach BBE 3 II Nr.
2, wonach die Versicherung Ersatzansprüche aus der Über­
schreitung von Vor- und Kostenanschlägen nicht erfaßt, 
nicht Platz greifen.

f
Auch die Rüge der Revision, das Berufungsgericht ha­

be die Vernehmung der von der Beklagten benannten Zeugen 
für das Bestehen einer nach BBE 4 Nr. 3 und 3 VII Nr. 2 
ihre Deckungspflicht ausschließenden Arbeitsgemeinschaft 
zwischen dem Kläger und der ISBte zu Unrecht abgelehnt, 
ist unbegründet. Nach den genannten Bestimmungen bleiben
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Ansprüche der Partner einer Arbeitsgemeinschaft un­
tereinander sowie Ansprüche der Arbeitsgemeinschaft 
gegen die Partner und umgekehrt vom Versicherungs­
schutz ausgeschlossen. Wie das Berufungsgericht auf 
S. 11/12 des angefochtenen Urteils zutreffend aus­
geführt hat, ist der Begriff der "Arbeitsgemein­
schaft11 vieldeutig. Darunter kann nicht jede Form 
der Zusammenarbeit verstanden werden. Vielmehr ist 
mit dem Berufungsgericht davon 'auszugehen, daß unter 
den Begriff der Arbeitsgemeinschaft in den genann-I
ten Bestimmungen nur Zusammenschlüsse in Form einer 
Gesellschaft fallen. Die für das Vorliegen des Äus- 
schlußtatbestandes darlegungs- und beweispflichtige 
Klägerin hätte daher vortragen müssen, daß sich der 
Kläger und die ling! in der Rechtsform einer Gesell­
schaft zusammengeschlossen hätten. Daran fehlt es 
hier. Auf S. 4 der Berufungserwiderung hat die Be­
klagte lediglich vorgetragen, aus dem Schreiben der 
Itag an den Kläger vom 22. April 1977 ergebe spch, 
daß der Kläger und die II  bei der Abgabe des An­
gebots der I f M  zusammengearbeitet hätten. Daraus 
folge, daß eine Arbeitsgemeinschaft Vorgelegen habe. 
Weiterhin wir£ für die Behauptung, der Kläger und 
dip I~güi hätten sich in Arbeitsgemeinschaft um den 
Apftrag bemüht und bei der Durchführung eine sol­
che Arbeitsgemeinschaft abgeschlossen, ohne Darle­
gung von Einzelheiten Zeugenbeweis angeboten. Nach-
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dem der Kläger das Vorliegen einer Arbeitsgemein­
schaft bestritten und darauf hingewiesen hatte, daß 
für die Annahme einer Arbeitsgemeinschaft ein ge­
sellschaftsrechtlicher Zusammenschluß erforderlich 
sei, hat die Beklagte lediglich vorgebracht, ein 
solcher Zusammenschluß zur gemeinsamen Ausführung 
des Bauauftrages habe stattgefunden, darauf hinge­
wiesen, daß der Kläger an einer Besprechung beim 
Staatshochbauamt teilgenommen habe, und auf ihre frü­
heren Beweisangebote Bezug genommen. Angesichts der 
hier vorliegenden Umstände muß daß Vorbringen der 
Beklagten über das Bestehen einer Arbeitsgemeinschaft 
als nicht hinreichend substantiiert angesehen werden. 
Aus dem Schreiben der I~^n vom 22. April 1977 an den 
Kläger ergab sich nichts für die Annahme eines Ge­
sellschaftsverhältnisses zwischen dem Kläger und 
der r— i, Die darin enthaltenen Ausführungen, es 
sei in Zusammenarbeit gemeinsam versucht worden, den 
Auftrag zu bekommen, hat das Berufungsgericht in re­
visionsrechtlich unangreifbarer Weise dahin ausge­
legt, es habe sich nur um eine Zusammenarbeit rein 
tatsächlicher Art gehandelt. Dazu kommt noch, wie das 
Berufungsgericht zutreffend erkannt hat, daß auch der 
Kläger in seinem Schreiben vom 18. Juni 1977 an die 
Beklagte die als seinen "Auftraggeber” bezeich­
net hat. Unter diesen Umständen hätte die Beklagte 
darlegen müssen, daß entgegen dem Wortlaut dieser 
Schreiben ein Gesellschaftsverhältnis bestanden habe.
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Hierzu hätte es insbesondere der Darlegung bedurft,
daß der Kläger am Gewinn oder Verlust aus dem Auftrag 
hätte beteiligt werden sollen. Da ein dementsprechen­
der Vortrag der Beklagten fehlt, war das Berufungsge­
richt nicht verpflichtet, die angebotenen Beweise für 
das unsubstantiierte Vorbringen der Beklagten -zu erhe­
ben. Es kann daher auf sich beruhen, ob die Ansicht 
des Berufungsgerichts zutrifft, es habe sich um einen un­
zulässigen Ausforschungsbeweis gehandelt.

Die. Revision mußte daher zurückgewiesen werden.

Dr. Hoegen i Rottmüller Dr. Schmidt-Kessel

Rassow Dr. Zopfs
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